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DER PÄDAGOGISCHE BEOBACHTER
IM KANTON ZÜRICH

Organ des Zürcher Kantonalen Lehrervereins • Beilage zur Schweizerischen Lehrerzeitung

ERSCHEINT MONATLICH EIN- BIS ZWEIMAL 48. JAHRGANG / NUMMER 13 / 10. SEPTEMBER 1954

Durch Verfügung der Finanzdirektion des Kantons
Zürich vom 16. Januar 1952 wurden für die Gemeinde-
und Staatssteuer Pauschalabzüge für Berufsauslagen von
Fr. 500.— für Primär- und Fr. 600.— für Sekundär-
lehrer festgelegt. Diese Pauschalabzüge wurden im
Kanton Zürich nun auch für die eidgenössische Wehr-
Steuer angewendet.

Durch eine Eingabe vom 29. Januar 1954 erhob nun
aber die Eidgenössische Steuerverwaltung wegen dieser
Pauschalabzüge Beschwerde gegen die Wehrsteuer-Ein-
Schätzung verschiedener zürcherischer Volksschullehrer.
In der Begründung führte sie unter anderem an, die
Volksschullehrer dürften im Kanton Zürich wehrsteuer-
rechtlich nicht günstiger behandelt werden als in an-
deren Kantonen; zudem seien die Verhältnisse zwischen
Stadt und Land, sowie von Fall zu Fall so verschieden,
dass schon deshalb nicht schematisch allen Volksschul-
lehrern der gleiche Abzug gewährt werden dürfe. Ins-
besondere werde bezweifelt, ob jeder Volksschullehrer
einen wesentlichen Teil seiner Berufsarbeit zu Hause
erledige und daher dort über ein Arbeitszimmer ver-
fügen müsse, das ausschliesslich oder vorwiegend diesen
Zwecken diene. Anhand der von den Pflichtigen ein-
zureichenden Belegen sei zu prüfen, ob ein Abzug von
Fr. 500.—, bzw. Fr. 600.— gerechtfertigt sei.

Der Vorstand des ZKLV, der von den betreffenden
Kollegen und der kantonalen Wehrsteuerverwaltung
sofort über diese Beschwerde orientiert worden war,
teilte in einer Konferenz den betroffenen Kollegen die
Gründe mit, die seinerzeit bei der Finanzdirektion des

Kantons Zürich vorgebracht und von dieser anerkannt
wurden, als sie die Pauschalabzüge für die Staatssteuer
festsetzte und in anschliessender Aussprache wurden die
Argumente zusammengetragen, die gegen diese Be-
schwerde vorgebracht werden mussten.

Es wurde festgestellt, dass eine einheitliche Veran-
lagung der Wehrsteuer in der ganzen Schweiz praktisch
nicht möglich sei, da die tatsächlichen Verhältnisse in
den einzelnen Gegenden und Kantonen zu verschieden
seien. Dann habe im Kanton Zürich die Finanzdirektion
nicht nur die Abzüge für Lehrer pauschaliert, sondern
auch für verschiedene andere Berufsgruppen unselbstän-
dig Erwerbender; eine Beschränkung der Beschwerde
auf eine Berufsgruppe müsse als willkürlich bezeichnet
werden. Der detaillierte Nachweis der im Laufe der
Jahre 1951 und 1952 getätigten Berufsauslagen sei man-
gels Belege unmöglich. Die Aufbewahrung solcher Ak-
ten sei auch müssig, wenn eine Pauschalierung verein-
bart werde. Die Wegleitung zur 7. Periode der Eidg.
Wehrsteuer habe die für die Staatssteuer festgesetzten
Pauschalansätze als Regel anerkannt. In sehr ausführ-
licher Vernehmlassung beantragte auch die kantonale
Wehrsteuerverwaltung Abweisung der Beschwerde.

Die Wehrsteuer-Rekurskommission des Kantons Zü-
rieh hiess die Beschwerde in zwei Fällen, die eine ledige
Lehrerin bzw. ein Lehrer-Ehepaar betrafen, teilweise gut,
in den andern Fällen wurde sie als unbegründet abge-
wiesen. Sie führte zur Begründung ihres Entscheides
aus:

«Die gesetzlichen Grundlagen und die praktische
Notwendigkeit, Richtlinien für Berufsabzüge zu erlassen,
dürfte unbestritten sein. Die Ansetzung solcher Rieht-
linien rechtfertigt sich in ganz besonderem Masse für
die Lehrerschaft im Kanton Zürich. Es ist ohne weiteres
klar, dass es bei über 3000 Lehrkräften für die Veran-
lagungsbehörde einen nicht zu verantwortenden Auf-
wand bedeuten würde, sollte ihr — im Hinblick auf
das Ergebnis —• zugemutet werden, in allen diesen Fällen
den einzelnen Ausgaben an Hand der Belege nachzu-
gehen, welche der Steuerpflichtige vorzulegen hätte. Die
Staatsrechnung für das Jahr 1953 weist an Besoldungen
für das Volksschulwesen allein einen Ausgabenposten
von über 24 Millionen Franken aus. Dabei sind die An-
teile der Gemeinden in diesen Besoldungen nicht mit-
berücksichtigt. Schon aus diesen Zahlen geht die grosse
Bedeutung der Erleichterung der Arbeit für die Ver-
anlagungsbehörden hervor, die, gemessen an den Be-
soldungen, nicht gerechtfertigt wäre, wenn wirklich
allen Fällen nachgegangen werden müsste. Dazu kommt,
dass sich die Auslagen auf verschiedene Arten von Un-
kosten beziehen, die zum Teil für sich allein gering-
fügig sind und zum Teil ihrer Natur nach geschätzt
werden müssen.

Die grosse Zahl der Lehrkräfte erlaubte es den kan-
tonalen Behörden weiter, zuverlässige Grundlagen für
die Ansetzung der von ihr gefundenen Pauschalen zu
erhalten. Sie beruhen auf sorgfältiger langjähriger Er-
fahrung und eingehender Abklärung mit den Berufs-
verbänden. Was die Beschwerdeführerin für jeden Ein-
zelfall verlangt, wurde in Kleinarbeit für die Ermittlung
einer den tatsächlichen Verhältnissen gerechtwerdenden
Pauschale vorgekehrt. Es geht deshalb, wie die Wehr-
Steuerverwaltung richtig ausführt, nicht an, diese Er-
fahrungszahlen einfach mit dem Hinweis auf die Ver-
hältnisse in andern Kantonen, und damit unter Berufung
auf die Rechtsgleichheit, abzutun. Die Verhältnisse sind
von Kanton zu Kanton verschieden, weshalb auch die
Pauschalen in den einzelnen Kantonen durchaus nam-
haft verschieden sein können, ohne dass dadurch eine
unzulässige Rechtsungleichheit geschaffen würde.

Die Verschiedenheit der Verhältnisse von Kanton
zu Kanton erfordert vielmehr geradezu eine verschie-
dene Beurteilung. In dieser Beziehung ist gegenüber
dem als zu hoch beanstandeten Pauschalabzug insbe-
sondere auch auf die im Kanton Zürich ausgerichteten
guten Lehrerbesoldungen hinzuweisen, die es einerseits
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den Lehrern ermöglichen, für ihren Beruf die geschätz-
ten Ausgaben zu machen und anderseits dem Fiskus
ein ganz erhebliches Mass an Steuern eintragen, das

sich im Vergleich mit andern Kantonen sehr -wohl
sehen lassen darf. Dadurch dürfte auch das Verhältnis
zwischen Besoldung und Pauschalabzug allgemein be-
trachtet gar nicht als so unterschiedlich erscheinen.
Schon diese allgemeinen Erwägungen Hessen eine Ab-
Weisung der Beschwerde rechtfertigen.

Insbesondere erweisen sich aber auch die speziellen
Bedenken der Beschwerdeführerin gegen die Höhe der
Pauschale nicht als begründet. Das gilt vorab für die
Zweifel über die Notwendigkeit, einen Teil der Berufs-
arbeiten zu Hause zu erledigen. In zutreffender Weise
hat hierüber die kantonale Wehrsteuerverwaltung fol-
gendes ausgeführt:

«Hier handelt es sich um die bedeutendsten Berufs-
auslagen, deren Richtigkeit und Notwendigkeit von der
eidgenössischen Steuerverwaltung bezweifelt wird. Die
prekären Raumverhältnisse auf allen Schulstufen im
Kanton Zürich sind sattsam bekannt. Selbst Gemeinden
mittlerer Grösse klagen über Raumnot. Doppelbelegun-
gen von Schulzimmern sind an der Tagesordnung, und
die Verlegung von Unterrichtsräumen in gemietete und
ungeeignete Gebäude ist nicht zu vermeiden. Dazu
kommt, dass Ortsvereine, Gemeinnützige Gesellschaften
und häufig die kathoHsche Kirche ihre Rechte geltend
machen, Schulräume in den Abendstunden für ihre
Zwecke zu beanspruchen, sodass dem Lehrer für die
Korrekturarbeiten, Vorbereitung für die nächsten
Schulstunden usw. nur die eigenen Wohnräume übrig-
bleiben, wenn er ungestört seiner Pflicht genügen will.
Ausserdem muss er die Eltern seiner Schüler zu Be-

sprechungen in seinem Heim empfangen. Einerseits
kann er sich während den Unterrichtsstunden nicht
stören lassen, wenn die Schule nicht darunter leiden
soll, und anderseits nehmen gerade die berufstätigen
Eltern die Abendstunden für derartige Besprechungen
in Anspruch, um nichts von ihrer Arbeitszeit verHeren

zu müssen. So betrachtet wird das private Heim des

Lehrers zum Mittelpunkt eines Teils seiner Tätigkeit,
und dieser Beanspruchung kann und darf er sich nicht
entziehen; sie wird zu einem nicht unwesentlichen Be-
standteil seiner Schulführung. Die Benützung privater
Räume und die entsprechenden Auslagen für Licht,
Heizung, Beleuchtung und Reinigung müssen daher als

zu den abzugsberechtigten Berufsunkosten gehörend
anerkannt werden. Bei der Festsetzung des Pauschal-

abzugts wurden die Mietzinsen und die Belastungen für
Licht, Heizung und Beleuchtung in ländlichen, halb-
städtischen und städtischen Verhältnissen abgeklärt.

Eine regionale GegenübersteHung ergibt folgende
Mittelwerte :

- ländliche halbstädtische städtische
Miete einer Verhältnisse Verhältnisse Verhältnisse

3>4 Zimmerwohnung 1500.— 2400.— 2800.—
Licht und Heizung 500.— 700.— 700.—
Reinigung 500.— 600.— 600.—

2500.—
Küche und Nebenräume 300.—

3700.— 4100.-
400.— 500.-

Mietanteil pro Woh-
nungseinheit

«'»er
/i?«7 Ö/W Sera/ % o,7er 210.

2200.— 3300.— 3600.—

630.— 940.— 1030.—

210.— 310.— 340.—

Bei den Primär-, Sekundär- und Gewerbelehrern, die
in der Regel über Wohnungen mit 3-4 Zimmern ver-
fügen, Hess sich die Annahme verantworten, dass ein
Teil des Arbeitsraumes auch privaten Bedürfnissen
dienstbar gemacht wird. Dieser Doppelbenützung wur-
de bei der Festsetzung des Unkostenabzuges Rechnung
getragen. »

Ergänzend mag beigefügt werden, dass schon die
frühere — allerdings heute überholte (weil die ganze
Regelung auf eine andere Grundlage gestellt wurde) —
Gesetzgebung es den Gemeinden zur Pflicht gemacht
hatte, ihren Lehrern eine Fünfzimmerwohnung zur Ver-
fügung zu stellen oder ihnen auf dieser Grundlage eine
Wohnungsentschädigung auszurichten, was nur mit der
Notwendigkeit der Hausarbeit der Lehrer erklärt wer-
den kann. Dazu kommt, dass sich die Verhältnisse im
Kanton Zürich auch zwischen Stadt und Land immer
mehr ausgleichen. Was vieUeicht auf dem Lande an
Wohnungszins eingespart werden kann, wird auf der
andern Seite durch Mehrauslagen für die Weiterbildung
wettgemacht (Kurse in der Stadt und in den Bezirks-
hauptorten, Mehranschaffungen von Literatur, weil auf
dem Lande die BibHotheken weniger ausgerüstet sind
usw.). Die übrigen Auslagen, welche in der Pauschale
enthalten sind, wurden von der Beschwerdeführerin im
einzelnen nicht angefochten. Sie erscheinen auch der
Rekurskommission keineswegs als übersetzt und dürften
in der Regel den tatsächlichen zürcherischen Verhält-
nissen entsprechen.

Bei der Ansetzung der Pauschale werden auch die
Schwankungen von Jahr zu Jahr ausgegHchen.

Damit wurde die Beschwerde der eidgenössischen
Steuerverwaltung grundsätzlich abgewiesen.

Leider wurde sie im Falle eines Lehrerehepaares und
einer ledigen, alleinstehenden Lehrerin teilweise gutge-
heissen. Im FaHe des Lehrerehepaares stellte die kan-
tonale Rekurskommission fest:

«Einen Anlass zur näheren Prüfung erblickt die
Wehrsteuer-Rekurskommission darin, dass sowohl der
Pflichtige wie seine Ehefrau als Lehrkräfte in der Primär-
schule tätig sind. Es erscheint ihr, wenn sie die Auf-
Stellung über die in der Pauschale berücksichtigten Un-
kosten betrachtet, als gegeben, dass man diese Unkosten
im FaHe eines Lehrer-Ehepaares nicht ohne weiteres
kumufieren darf. Dies gilt einmal für die Kosten der
BerufsHteratur, für Schreibmaschine und für Anschau-
ungsmaterial. Insbesondere erweist sich aber auch eine
Kumulation des Anteils am Arbeitszimmer inkl. Neben-
kosten als ungerechtfertigt. Einmal darf einem Lehrer-
Ehepaar zugemutet werden, im gleichen Zimmer Eltern-
besuche zu empfangen und beruflich zu arbeiten. Eine
erhebHche Mehrbeanspruchung des Zimmers und des

MobiHars wird dadurch nicht bedingt. Ebenfalls die
Nebenkosten verdoppeln sich deshalb gegenüber der
Benützung des Zimmers durch nur einen Lehrer nicht
im voUen Umfange. Es hat deshalb eine teilweise Re-
duktion der Kosten zu erfolgen, welche zu schätzen
ist. Aus den angeführten Gründen erscheint es als an-

gemessen, bei Primarlehrer-Ehepaaren lediglich einen

Abzug von total Fr. 750.— als aUgemeine Berufsaus-
lagen zu gewähren. »

Im Falle der ledigen, aUeinstehenden Lehrerin argu-
mentiert die Rekurskommission:

«Einen Anlass zur näheren Prüfung erblickt die
Wehrsteuer-Rekurskommission darin, dass die Pflich-
tige alleinstehend ist. Die ledige Primarlehrerin benötigt
nicht im gleichen Masse wie der verheiratete Lehrer
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einen zusätzlichen Arbeitsraum in ihrer Wohnung. Auch
für sie gilt zwar, dass sie den grösseren Teil der Vor-
bereitung für den Unterricht in ihrer Wohnung oder
ihrem Zimmer vornehmen muss. Sie bedarf aber keines
besonderen Raumes, um sich von der übrigen Familie
zu trennen und in Ruhe ihre Arbeit ausführen zu kön-
nen. Es rechtfertigt sich deshalb, den in der Pauschale
vorgesehenen Betrag für das Arbeitszimmer inkl. Neben-
kosten von Fr. 210.— um Fr. 100.— zu kürzen und
dementsprechend die zulässige Pauschale auf Fr. 400.—
festzusetzen. »

Gegen diese Entscheide der kantonalen Wehrsteuer-
Rekurskommission hätte die eidgenössische Steuerver-
waltung beim Bundesgericht eine Verwaltungsgerichts-
beschwerde einreichen können. Wie wir erfuhren, ver-
zichtete sie darauf, da die eingereichten Zusammen-
Stellungen für die Berufsauslagen im Endergebnis weit-
gehend mit den gewährten Pauschalabzügen überein-
stimmten, und anerkannte somit die Entscheide der
kantonalen Rekurskommission.

Auf Grund dieser Entscheide können wir zusammen-
fassend feststellen, dass für die Pauschalabzüge für
Berufsauslagen auch bei der eidgenössischen Wehrsteuer
grundsätzlich die gleichen Ansätze gelten wie bei der
Staats- und Gemeindesteuer. Ein Unterschied wird
lediglich bei ledigen alleinstehenden Lehrern und Leh-
rerinnen und Lehrerehepaaren gemacht werden. Sie
dürfen für Berufsauslagen folgende Pauschalbeträge
vom Einkommen in Abzug bringen:

Staats- und
Alleinstehende, ledige Primär- Gemeindesteuer Wehrsteuer

lehrer und -lehrerinnen : Fr. 500.— 400.—
Sekundarlehrer und-lehrerinnen Fr. 600.— 500.—

Primarlehrer Fr. 1000.— 750.—
Sekundarlehrer Fr. 1200.— 950.—

Für den Vorstand des ZKLV
der Präsident: /.

Z?mVZ>/ »for rffo

vom 8. Mai 1954,14.30Uhr, Restaurant «Weisser Wind»
Zürich 1

Präsenzliste :

Vom Kantonalvorstand fehlten E. Ernst (Militär-
dienst) und W. Seyfert (Feuerwehrkurs). Die Sektion
Dielsdorf war vertreten durch ihren Aktuar, W. Weber,
PL, Dielsdorf, alle übrigen Bezirke durch die Sektions-
Präsidenten.

Geschäfte :

Unter dem Kort/hç von J. Baur, dem Präsidenten des

ZKLV, wurden vor allem die Gbrrfo/» 4er orAf/fo/ffo»
row 22. AG/ /R5¥ vorbesprochen.

Nach der Vorbereitung der Wahlen für die Amtsdauer
1954-58 sowie der Wahlvorschläge zuhanden der De-
legiertenversammlung des Schweiz. Lehrervereins be-
schäftigte sich die Präsidentenkonferenz eingehender
mit dem Antrag der Volksschulgesetzkommission des

ZKLV betr. die 4er LerAr/'/è/âr.r/er /« 4/e Are/
JV/jiAe« Aer reorçez«/x/er/e« Ofe/V/fo (Sekundärschule,
Werkschule und Abschluss-Schule, P. B. Nr. 12/54).
In einem Punkte beschloss die Präsidentenkonferenz,
der Delegiertenversammlung eine Ergänzung zu emp-

fehlen: Neben der gemeindeweisen soll auch die be-
zirksweise Aufstellung der Prüfungsaufgaben möglich
sein. Im übrigen wurden keine Abänderungen beantragt.

Ausser den welche schon im Protokoll
der Delegiertenversammlung (S. 37 und 38 des PB
Nr. 10 vom 9. Juli 1954) veröffentlicht worden sind,
wurden noch folgende Angelegenheiten kurz zur Spra-
che gebracht: Die nun zwar durch die Aufhebung der
AHV-Beitragspflicht etwas gemilderte Kürzung am
Lohne von Lehrern, welche eine AHV-Rente beziehen.
Die Praktiken bei der Aufnahme von neuen Versicher-
ten in die BVK und in andere Personalversicherungs-
kassen der öffentlichen Hand. — Die leidige Tatsache,
dass immer noch eine grosse Zahl von Landgemeinden
die freiwillige Gemeindezulage ihrer Lehrer nicht ver-
sichert haben. — Die von der Oberstufenkonferenz
angeregte Schaffung einer «Kommission zur Beratung
der Versuchsklassenlehrer». — Die «provisorische Pro-
motion» und die Frage, wie und wo die provisorische
oder die Nicht-Promoüon eines Schülers vermerkt wer-
den soll, bzw. vermerkt werden darf.

Für den Protokollaktuar des ZKLV:
£. IFe/«w<3«n

A« Ai?/* JVfo«A<7r.rr,W?.*

Die Auswertung der 15 Begutachtungen der Schul-
kapitel ergibt: Dielsdorf mit 35 : 18 Stimmen (18 Stirn-
men leer), Winterthur-Süd mit 74 : 8 Stimmen (8 Stirn-
men für umgearbeitetes Lehrmittel Hösli) und Winter-
thur-Nord mit 102 : 4 Stimmen (4 Stimmen für um-
gearbeitetes Lehrmittel Hösli) erklären sich für ein
neues Lehrmittel, die übrigen 12 Schulkapitel für die

Umarbeitung des Lehrbuches Hösli, darunter viele ein-
stimmig oder ohne Gegenstimmen. Für das unverän-
derte Lehrmittel Hösli hat sich niemand eingesetzt.

Zur fakultativen Frage, ob auch noch andere Lehr-
mittel auszuprobieren seien : 9 Schulkapitel erklären sich
für die Erprobung neuer Lehrmittel, wovon eines aus-
drücklich für das Lehrmittel Staenz, 1 Schulkapitel wen-
det sich gegen die Erprobung neuer Lehrmittel, und
5 Schulkapitel nehmen keine Stellung zur fakultativen
Frage (davon 3, weil sie sich ohnehin für ein neues
Lehrmittel erklären).

Es sind viele Wünsche und Anregungen eingegangen,
teils in Form abgeänderter Thesen, teils in neuen, zu-
sätzlichen Thesen oder in freier Form, z. B. : Einige
Schulkapitel verlangen, dass dem Buchschmuck und der
typographischen Gestaltung grösste Sorgfalt zugewen-
det werde. Einige erheben Einspruch gegen eine all-
fällige Stofferweiterung. Ein Schulkapitel wünscht die

Prüfung des Lehrmittels Hösli durch eine erweiterte
Kommission.

Der Synodalvorstand dankt den Schulkapiteln, ihren
Vorständen und den Referenten für ihre Arbeit. Die
15 Gutachten gehen nun mit einem beleuchtenden
Bericht des Synodalvorstandes an den Erziehungsrat.
Der Synodalvorstand ersucht um künftige Zustellung
der Kapitelsgutachten im Doppel. Auf Grund der Ka-
pitelsgutachten unterbreitet der Synodalvorstand dem
Erziehungsrat die folgenden Anträge:

1. Dr. Hösli ist zu beauftragen, sein Lehrmittel
unter Berücksichtigung der Wünsche und Anregungen
neu zu bearbeiten.

(51) 913



2. Das umgearbeitete Lehrmittel ist provisorisch
einzuführen und ein Zeitpunkt für die definitive Begut-
achtung festzusetzen.

3. Bis zu diesem Zeitpunkt erlaubt der Erziehungs-
rat die Fortführung des Versuches mit dem Lehrmittel
Staenz und eventueller Versuche mit weitern Lehrmitteln
unter seiner Aufsicht und in angemessenem Rahmen.

G.

de» T/orr/aWrr//^«»^f« /Ä«/—/«/;' /P54.

1. Am ü«rÄ/Mr»«gr/fe/rr nahmen 74 Sekundarlehrer
teil, so dass er doppelt geführt werden musste.

2. Als Vertreter der SKZ in eine unter dem Vorsitz
von Regierungsrat Vaterlaus stehende 13-gliedrige Stu-
dienkommission für die Äwr£<7»/.w//'o« <7?r Oferr/«/? wird
F. Uli abgeordnet.

3. Der Kant. Lehrmittelverlag hat sich bereit erklärt,
die vergriffenen, grossen von Gustav
Egli und von Dr. H. Hösli, die für Übungszwecke gute
Dienste leisten, neu herauszugeben. — Die 12. Auflage
der wird nicht mehr für alle auf Beginn
des Schuljahres 1955/56 zu erwartenden Bestellungen
ausreichen; der Lehrmittelverwalter ersucht darum den
Autor um möglichst rasche Fertigstellung der Neube-
arbeitung.

4. Der Vorstand setzt seine Beratungen über den
fZiry/i7» fort, ist sich aber bewusst,
dass es verfrüht wäre, bestimmte Anträge zu formu-
lieren und die Diskussion in weitere Kreise zu tragen,
bevor die Frage der Reorganisation der Oberstufe ent-
schieden ist.

5. Mit Befriedigung wird von den Verhandlungen
im Kantonsrat Kenntnis genommen, die einen bessern
Ausbau der a» dfer Lw/Verr/'/ü/ Zà'r/Vi erwarten
lassen.

6. Der Verein zur Förderung der Singkreise in Zü-
rieh (Präsident Rud. Schoch) wird in der Durchführung
der auf den 9.—13. Oktober angesetzten Af»j7/è-

/» Z/ir/Vi durch einen Beitrag unter-
stützt. Die Kollegen auf der Sekundarschulstufe werden
darauf aufmerksam gemacht, dass vorgesehen ist, wäh-
rend dieser Tagung auch in die Neuauflage des Schweizer
Singbuches der Oberstufe einzuführen.

7. Die Ausstellung über die Schulsammlung im
Pestalozzianum wird Samstag, den 11. Sept. eröffnet; un-
sere it. o. 7k£w«g zur i&r Piyff/ywo&er von
P. Hertü (Referent Dr. E. Bienz) wird am 18. Sept. im
Ausstellungssaal des Pestalozzianum stattfinden.

Der Aktuar: IL. IFe/w

Al/ö" t/i?»

/4. 26. y»»/ /R54, IL«zwa/jB 7/- PJ7<T

Frau L. Greuter-Haab und Herr Ed. Weinmann
nehmen zum letzten Mal an einer Sitzung des Kantonal-
Vorstandes teil. Bei dieser Gelegenheit spricht ihnen
Präsident J. Baur den Dank des Lehrervereins für ihre
Arbeit aus.

Ein Kollege ersucht den Kantonalvorstand um Un-
terstützung bei der Regelung der Versicherungsfrage
im Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall.

Der Kantonalvorstand ist leider nicht in der Lage,
an die Eröffnung der Internationalen Lehrertagung in
Trogen am 26. Juli ein Mitglied abzuordnen, da zu
diesem Zeitpunkt sämtliche Mitglieder in den Ferien
abwesend sind.

Der Kantonalvorstand wird sich beim Präsidenten
der Oberstufenkonferenz darum bemühen, in die neu
zu schaffende Kommission zur Aktivierung der Bestre-
bungen der Schulversuche an der Oberstufe auch einen
Vertreter der Oberstufe von der Landschaft hineinzu-
bringen.

Auf Verlangen von Herrn Direktor Zulliger wird
im Pädagogischen Beobachter ein Protestschreiben über
die Ausführungen des Präsidenten im Jahresbericht
1953 betr. Aufnahmeprüfungen am Unterseminar Küs-
nacht erscheinen, dem Präsident J. Baur eine Erklärung
beifügen wird. Der Kantonalvorstand hofft, dass damit
der Fall ad acta gelegt werden könne. if. if.

/5. /. /«//' Z/ïr/Vi

Der Kantonalvorstand konstituiert sich neu für die
Amtsdauer 1954-1958. (Siehe Pädagogischer Beobachter
Nr. 11/1954).

Die Mitgliederkontrolle wird von der Kontrollstelle
besorgt, verantwortlich zeichnet aber Frl. Lampert als

Mitglied des Kantonalvorstandes. Die Betreuung des

Pädagogischen Beobachters wird vorläufig als Redaktor
ad interim Herrn Max Suter übertragen.

Präsident J. Baur orientiert über den Verlauf der
Präsidentenkonferenz des Schweizerischen Lehrervereins
vom 20. Juni 1954 in Zürich. (Siehe Schweiz. Lehrer-
Zeitung Nr. 26/1954). Zu bemerken ist besonders, dass
die vom Zürcherischen Kantonalen Lehrerverein auf-
gestellten Wahlvorschläge für die Neubestellungen des
Zentralvorstandes und der Kommissionen des SLV
diskussionslos genehmigt wurden. (Siehe Protokoll über
die ord. Del. Versammlung des ZKLV vom 22. Mai
1954, Trakt. 7/d im Pädagogischen Beobachter Nr. 11/
1954). Von Interesse dürften auch die Mitteilungen
über die Reorganisation der Stiftung der Kur-und Wan-
derstationen des SLV und über die Herausgabe des

neuen Geographie-Bilderatlasses für untere Mittelschu-
len sein.

Die Verhandlungen über die Aufnahme eines Ober-
Stufenlehrers aus der Landschaft in die Kommission
für die Versuchsklassen der Oberstufe gehen weiter,
ohne dass bisher eine Lösung gefunden wurde. Der
Kantonalvorstand würde es begrüssen, wenn dem Be-

gehren auf Beizug eines Landlehrers entsprochen wer-
den könnte, ergeben sich doch bei der Reorganisation
der Oberstufe an vielen Orten in der Landschaft orga-
nisatorische Schwierigkeiten.

Der Kantonalvorstand sieht keine Möglichkeit, im
Zusammenhang mit einer Revision des Schulleistungs-
gesetzes die im Lehrerbesoldungsgesetz festgelegte Li-
mitierung zur Diskussion zu stellen.

Das Problem der provisorischen Promotionen wird,
ohne zu einer endgültigen Stellungnahme zu kommen,
diskutiert. Obschon keine gesetzlichen Grundlagen da-
für vorhanden sind, wird in immer weiterem Ausmasse

von dieser Massnahme Gebrauch gemacht. Eine Ab-
klärung erweist sich daher als notwendig. if. P.
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